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Unterhaltspflicht der Eltern und Eigenversorgungskapazität des Unmündigen

Problem- und Fragestellung

Eine 16-jährige Tochter weigert sich, nach dem Werkschuljahr eine weitere Ausbildung zu absolvieren oder einer beruflichen Tätigkeit nachzugehen. Sie „hängt herum“, die Mutter gewährt ihr Obhut und Ernährung. Der Vater erkundigt sich, ob ihm unter diesen Umständen noch zumutbar und er deshalb verpflichtet sei, weiterhin Unterhalt zu bezahlen?

Erwägungen

Die Eltern sind von der Unterhaltspflicht in dem Masse befreit, als dem Kind zugemutet werden kann, den Unterhalt aus seinem Arbeitserwerb oder andern Mitteln zu bestreiten (Art. 276 Abs. 3 ZGB). Andererseits geht der Anspruch des Kindes auf Ausbildung dem Anspruch der Eltern auf Befreiung von der Unterhaltspflicht vor (C. Hegnauer, Unter welchen Voraussetzungen befreit Arbeitserwerb des Kindes die Eltern von der Unterhaltspflicht? In ZVW 1983 S. 137 Ziff. 3). Weigert es sich, eine Ausbildung zu absolvieren, so ist ihm bereits gestützt auf die allgemeine Pflicht zu Beistand, Rücksicht und gegenseitige Achtung (Art. 272 ZGB) zuzumuten, seinen Lebensunterhalt mitzufinanzieren (Th. Geiser, Neuer Tendenzen in der Rechtsprechung zu den familienrechtlichen Unterhaltspflichten, AJP 1993 S. 906; C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, 5. Auflage 1999 Rz 20.05). Allerdings gilt dieses Prinzip nicht unbesehen der tatsächlichen Situation des Kindes: So ist namentlich auf seinen gesundheitlichen Zustand, und das impliziert auch seine psychische Verfassung, Rücksicht zu nehmen. Wenn es nach einer schwierigen Kindheit sozial schwer geschädigt ist und wegen seiner zerrütteten seelischen Verfassung einstweilen nicht oder nicht regelmässig einem Erwerb nachgeht und auch keiner Ausbildung obliegt, kann ihm seine Verweigerungshaltung nicht ohne weiteres als eigenes Verschulden und böser Wille angerechnet werden. Es sind mit ihm im Sinne von Art. 302 Abs. 1 – 3 ZGB Wege zu einer zukunftsorientierten Beschäftigung zu suchen und für den Fall, dass die Inhaberin der elterlichen Sorge von dieser Aufgabe überfordert ist, Kindesschutzmassnahmen zu treffen, wozu auch die Errichtung einer Erziehungsbeistandschaft mit der besondern Befugnis zur beruflichen Abklärung und Integration gehören kann (A. Guler, Die Beistandschaft nach Art. 308 ZGB, in ZVW 1995 S. 64 ff.). Der Vater schuldet seinen Unterhaltsbeitrag solange, als sein Unterhaltstitel nicht geändert wurde (sei es vertraglich [Art. 287 ZGB], sei es auf Klage hin [Art. 286 Abs. 2 ZGB)]). Eine rückwirkende Änderung ist dabei nicht möglich (BGE 127 III 503; ZVW 2002 S. 65 Nr. 3).
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